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Ausgangslage und Reformziele 

Wirtschaft, Technik und Gesellschaft befinden sich in 
raschem Wandel. Entwicklungen in strategisch be- 
deutsamen Technologien wie der IuK- und der Bio- 
technologie, der Sprung von der Industrie- zur Infor- 
mations- und Wissensgesellschaft, die Globalisierung 
des Wirtschaftens sowie die damit einhergehende 
Umgestaltung der Arbeitsorganisation prägen diese 
Veränderungen. In der Arbeitswelt sind hochqualifi- 
zierte Fach- und Führungskräfte die Basis und das 
„Innovationspotential", um diesen Wandel zu mei- 
stern. Deutschland wird diese Herausforderung des- 
halb nur mit einem modernen, leistungsfähigen und 
effizienten Bildungssystem bestehen können. Bei 
den dazu notwendigen Reformen im Bildungswesen 
geht es nicht nur um die Standortattraktivität für In- 
vestoren und die Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Produkte und Dienstleistungen auf dem Weltmarkt. 
Es geht vor allem auch um die Zukunftssicherung 
der jungen Generation. 

Alle Prognosen gehen davon aus, daß an zwei Drit- 
teln aller Arbeitsplätze Fach- und Führungskräfte 
mit betrieblicher Ausbildung sowie beruflicher Fort- 
und Weiterbüdung gebraucht werden. Die duale Be- 
rufsausbildung gehört deshalb zu den bedeutendsten 
deutschen Standortvorteilen. Sie ermöglicht es, einen 
sehr hohen Anteil junger Erwachsener zu qualifizier- 
ten Fachkräften auszubilden. Sie sichert deshalb bes- 
ser als jede andere Form der Berufsausbildung Bil- 
dungs-, Berufs- und Lebenschancen der Jugend. Die 
Vorzüge der dualen Berufsausbildung müssen erhal- 
ten bleiben. Dazu gehören der unmittelbare Bezug 
zum Arbeitsmarkt sowie das ganzheitliche und hand- 
lungsorientierte Lernen in der betrieblichen Praxis. 
Dazu gehören bundesweit einheitüche Mindeststan- 
dards, die Qualität sowie Transparenz und breite Ver- 
wertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt sichern. Dazu ge- 
hören die primäre Verantwortung der Wirtschaft für 
die Ausbüdung sowie die Einbindung der Sozialpart- 
ner in die Gestaltung, Entwicklung und Umsetzung 
der Berufsausbildung. 

Diese Vorzüge müssen erhalten bleiben. Zugleich 
muß dauerhaft ein betriebliches Lehrstellenangebot 
gesichert werden, das qualitativ den Qualifizierungs- 
aufgaben in der Wissens- und Dienstleistungsgesell- 
schaft und im Hinbück auf die Anforderungen inter- 
nationaler Märkte entspricht und ausreicht, um allen 
Jugendüchen, die eine betriebüche Lehre anstreben, 
eine Ausbildungschance zu eröffnen. Eine weitrei- 
chende Reform und grundlegende Modernisierung 
des Berufsausbildungssystems sind deshalb zwin- 
gend. Das duale System braucht gestaltungsoffene 
Rahmenbedingungen, die den Betrieben Raum las- 
sen für betliebsspezifische Differenzierungen und 
individueHe Förderung von Auszubildenden. In Be- 
schäftigungsfeldem und Tätigkeitsbereichen mit Ar- 
beitsplätzen für qualifizierte Fachkräfte, in denen 


bisher nicht ausgebildet werden kann, müssen weite- 
re neue Ausbildungsberufe geschaffen werden. Die 
Beruf sausbüdung muß als Basis für kontinuierliches 
Lernen während des gesamten Berufslebens ausge- 
staltet werden. 

Die Bundesregierung hat seit 1995 bereits wesent- 
üche Reformschritte umgesetzt. Ausbüdungshemm- 
nisse wurden abgebaut, die Rahmenbedingungen 
für die Lehrlingsausbildung betriebsfreundücher und 
betriebsnäher gestaltet. Durch forcierte Entwicklung 
neuer und modernisierter Berufsbilder wurde die 
Anpassung der Berufsbilder an den strukturellen 
und technischen Wandel erhebüch beschleunigt. 
Dies wird konsequent und verstärkt fortgesetzt. 

Darüber hinaus müssen jetzt rasch weitere Reformen 
umgesetzt werden, damit die berufliche Bildung als 
chancenreicher Weg in die Arbeitswelt für alle Ju- 
gendüchen offenbleibt und ihre Funktion als wich- 
tigstes Instrument der Betriebe zur Qualifizierung 
des Nachwuchses und zur Personalentwicklung auch 
zukünftig erfüüen kann. 

Die Ziele des „Reformprojektes Berufliche Bildung - 
Flexible Strukturen und moderne Berufe 11 sind: 

1. Dynamische und gestaltungsoffene Ausbüdungs- 
ordnungen für eine Arbeitswelt im Wandel 

2. Offenhalten der dualen Beruf sausbüdung als Weg 
in die Arbeitswelt für aUe durch differenziertere 
Ausbüdungsangebote mit neuen Chancen für Lei- 
stungsschwächere und Leistungsstärkere 

3. Entwicklung neuer Berufe und beschleunigte 
Modernisierung für ein breites Angebot zukunfts- 
fähiger Berufe 

4. Moderne Rahmenbedingungen für lebensbeglei- 
tendes Lernen in flexiblen Weiterbüdungsstruktu- 
ren 

5. Mehr Mobiütät in Europa durch transparente Qua- 
lifikationen 

6. Gleichwertigkeit beruflicher und aügemeiner Bü- 
dung 

7. Weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die betriebüche Berufsausbüdung 

8. Kurzfristige Mobilisierung aüer betriebüchen 
Lehrsteüenpotentiale 

Reformkonzepte und Maßnahmen 

1. Dynamische und gestaltungsoffene Ausbildungs- 
ordnungen für eine Arbeitswelt im Wandel 

Die Bundesregierung hält am Berufskonzept als 
Grundlage für die inhaltüche Strukturierung von an- 
erkannten Ausbüdungsberufen fest. 
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Der Beruf hat in Deutschland einen hohen, über die 
Arbeitswelt hinausreichenden Stellenwert als gesell- 
schaftliches Identifikationsmerkmal. Als Rahmen zur 
inhaltlichen Gestaltung der Berufsausbildung schaf- 
fen bundesweit definierte Berufe Transparenz am 
Arbeitsmarkt und sichern berufliche Flexibilität und 
Mobilität. Ausbildung in Berufen bereitet fachlich 
auf vielfältige und wechselnde Einsatzmöglichkeiten 
in breiten Tätigkeitsfeldern vor. Sie fördert deshalb 
personale Kompetenzen ebenso wie Denken und 
Handeln über die fachlichen Grenzen enger Tätig- 
keitsbereiche hinaus. 

Dies kann durch die schrittweise Addition von Bau- 
steinen zum Anlemen für einzelne Tätigkeiten nicht 
geleistet werden. Ausbildung in Berufen ist demge- 
genüber für die Vorbereitung auf den ersten Einstieg 
in die Arbeitswelt und als Basis für lebensbegleiten- 
des Lernen das modernere und zukunftsfestere Kon- 
zept. Sie hegt deshalb im Interesse von Arbeitneh- 
mern und Arbeitgebern. 

Ein Ausbildungsberuf kann aber heute kein stati- 
sches Qualifikationsprofil mehr sein. Immer kürzere 
Halbwertzeiten des Wissens und technische Innova- 
tionszyklen bringen rasche und fortlaufende Verän- 
derungen der fachlichen Anforderungen und Inhalte 
in nahezu jedem Beruf mit sich. Die wachsende Dif- 
ferenzierung der Produkte und Dienstleistungsange - 
bote in den Branchen führt mehr als bisher zu unter- 
schiedlichen Ausprägungen der Berufe. Unterschied- 
liche Formen und Entwicklungsstände beim Einsatz 
neuer Techniken sowie unters chiedliche Produkti- 
onsstrukturen und Formen der Arbeitsorganisation in 
den Betrieben haben zunehmend unterschiedliche 
betriebsspezifische Anforderungen im gleichen Beruf 
zur Folge. 

Die technikoffene Formulierung eines detaillierten 
einheitlichen Lemzielkataloges in den Ausbildungs- 
berufen des dualen Systems allein genügt nicht. 

Die duale Berufsausbildung muß der dynamischen 
Entwicklung in der Arbeitswelt durch offene Rah- 
menbedingungen, die von der Praxis „gefüllt" wer- 
den, besser entsprechen als bisher. Sie muß auf 
multifunktionalen Einsatz in der Arbeit sowie lebens- 
begleitendes Lernen vorbereiten und starre einzel- 
fachliche Festschreibungen vermeiden. 

Neue Strukturen für moderne Ausbildungsberufe 

Die Entwicklung neuer und die Modernisierung be- 
stehender Ausbildungsordnungen soll wo immer 
möglich deshalb zukünftig nach folgenden Gestal- 
tungsprinzipien erfolgen: 

- Die Lemziele sollen stärker als bisher für techni- 
sche und organisatorische Entwicklungen offen 
formuliert und auf den Umfang begrenzt werden, 
der für den ersten Einstieg in eine qualifizierte 
berufliche Tätigkeit und die Vorbereitung auf 
lebensbegleitendes Lernen unverzichtbar ist. 

- Neben dem dazu erforderlichen Kern von Fachin- 
halten und Schlüsselqualifikationen für einen Be- 
ruf soll in Ausbüdungsordnungen in der Regel zu- 
künftig ein breites und differenziertes Angebot 
von Auswahlmöglichkeiten enthalten sein. Ausbil- 


dungsbetrieben soll damit mehr zeitlicher Frei- 
raum als bisher eingeräumt werden, um je nach 
branchenspezifischen und betrieblichen Erforder- 
nissen und der Leistungsfähigkeit der Lehrlinge 
ihr Qualifikationsprofil festlegen zu können. 
Grundlage dafür bildet auch weiterhin das Berufs- 
konzept. Bei der Neugestaltung ist auf die allge- 
meine Verwertbarkeit am Arbeitsmarkt zu achten. 

- Neue Formen der Arbeitsteilung zwischen Betrieb 
und Berufsschule sind notwendig. Die Berufsschule 
soll breite fachliche und übergreifende Grundla- 
gen für Handeln in der Berufspraxis vermitteln. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß in der 
betrieblichen Ausbildung mit den praktischen 
notwendigerweise auch theoretische Inhalte ver- 
mittelt werden. Die Rahmenlehrpläne müssen des- 
halb mehr als bisher an den Bedürfnissen der 
betrieblichen Praxis orientiert werden. Überhöhte 
und praxisfeme theoretische Anforderungen, die 
über das für die erste Berufsbefähigung Notwen- 
dige hinausgehen, sowie zeitaufwendige Doppe- 
lungen von Leminhalten müssen vermieden wer- 
den. 

- Der in Ausbildungsordnungen vorgegebene Rah- 
men für die Struktur und die Inhalte von Prüfun- 
gen muß die betriebliche Praxis besser abbilden 
als bisher. Herkömmliche Prüfungen in einzelnen 
Fächern mit künstlicher Trennung von Theorie 
und Praxis werden dem nicht gerecht. Dazu müs- 
sen neue Prüfungsformen und -modelle mit hand- 
lungsorientierten Aufgabenstellungen entwickelt 
werden, die wie in realen Arbeitssituationen theo- 
retische Kenntnisse und praktische Fertigkeiten 
aus mehreren Fachgebieten sowie berufliche 
Handlungskompetenz erfordern, wie z. B. die Be- 
arbeitung realer Kundenaufträge aus der betriebli- 
chen Praxis, Kundenberatungsgespräche, Projekt- 
arbeiten etc. 

Differenziertes Angebot an Ausbildungsberufen 
mit unterschiedlichen Ausbildungszeiten 

Das Anspruchsniveau und die Verwertbarkeit einer 
Berufsausbildung im Beschäftigungssystem bemes- 
sen sich nicht an ihrer Dauer, sondern vor allem an 
den konkreten Inhalten der Ausbüdungsordnung. 

Der Zeitbedarf für eine Berufsausbildung hängt 
weniger davon ab, ob stärker „theoretische" oder 
stärker „praktische" Ausbildungsinhalte vermittelt 
werden, sondern mehr von den notwendigen Ein- 
übungs- und Wiederholungszeiten bis zu deren si- 
cheren Beherrschung am Arbeitsplatz sowie vom 
Adressatenkreis der Ausbüdung. 

Zweijährige Ausbildung kann auch für theoretisch 
anspruchsvollere Berufe ausreichen, eine dreijährige 
Ausbildungsdauer auch für stark praktisch orien- 
tierte Berufe mit notwendigerweise langen Ein- 
übungs- und häufigen Wiederholungsphasen bis zur 
sicheren Beherrschung der praktischen Fertigkeiten 
erforderlich sein. 

Für die Festlegung der Regelausbildungsdauer im 
dualen System sollte deshalb der im Berufsbildungs- 
gesetz eröffnete Spielraum von zwei bis drei Jahren 
noch gezielter genutzt werden. 
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Dies soll - ohne den angestrebten größeren inhaltli- 
chen und zeitlichen Freiraum für betriebsspezifische 
Besonderheiten zu gefährden - bei neuen und 
modernisierten Ausbildungsberufen mit folgenden 
Grundsätzen erreicht werden: 

- Bei der Festlegung der verbindlichen Inhalte für 
die Erstausbildung müssen die differenzierten An- 
forderungen in den Betrieben und die rasche Ver- 
änderung der Qualifikationsanforderungen be- 
rücksichtigt werden. Für die Erstausbüdung sollen 
nur Qualifikationen festgelegt werden, die in der 
überwiegenden Zahl der Betriebe dauerhaft ge- 
braucht werden. Qualifikationen, die nur in relativ 
wenigen Betrieben gebraucht werden oder sich 
rasch verändern, werden sinnvoller als ausbil- 
dungsbegleitende Zusatzqualifikationen angebo- 
ten oder der beruflichen Fort- und Weiterbildung 
zugeordnet. 

- Wenn fachlich vertretbar, soll eine Ausbildung in 
Stufen vorgesehen werden, die nach zwei Jahren 
zu einem ersten arbeitsmarktverwertbaren Ab- 
schluß führt. 

- Die Zeitvorgaben für die Aneignung der verbind- 
lich vorgegebenen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten sollen - unter Berücksichtigung des 
Adressatenkreises der Beruf sausbüdung - konse- 
quent am durchschnittlich leistungsfähigen Aus- 
zubildenden orientiert werden. 

- Um individuelle Über- und Unterforderungen zu 
vermeiden, sollten Betriebe, Auszubildende und 
Kammern die im Berufsbildungsgesetz vorgese- 
hene individuelle Verkürzung oder Verlängerung 
der Ausbildungszeit flexibler nutzen. 

Soweit Berufstätige durch sozialrechtliche Vorschrif- 
ten oder die Rechtsprechung wegen unterschiedlich 
langer Berufsausbildung begünstigt oder benachtei- 
ligt werden, müssen die erforderlichen Schritte für 
gesetzliche Änderungen vorgelegt werden. Nicht die 

- in vielen Fällen lange zurückliegende - Ausbil- 
dung, sondern die tatsächliche berufliche Tätigkeit 
muß den Ausschlag geben. 


2. Offenhalten der dualen Berufsausbildung als Weg 
in die Arbeitswelt für alle durch differenziertere 
Ausbildungsangebote mit neuen Chancen für 
Leistungsschwächere und Leistungsstärkere 

Angesichts der Büdungsnachfrage der Jugendlichen 
und der langfristigen Entwicklung des Fachkräftebe- 
darfs der Wirtschaft müssen im dualen System dauer- 
haft betriebliche Ausbüdungskapazitäten für einen 
hohen Teil des Altersjahrgangs gesichert werden. 

Im dualen System erfordert dies wegen der wachsen- 
den Zahl der Schulabgänger in den nächsten 10 Jah- 
ren eine kontinuierliche Ausweitung des betriebli- 
chen Lehrstellenangebotes um jährlich 1% bis 2%, 
aber auch Reformen, die die Ausbildungs Chancen 
von Jugendlichen verbessern, die bisher ohne Be- 
rufsausbildung bleiben. 


Neue Chancen für Jugendliche, die bisher 
ohne Berufsausbildung bleiben 

10% bis 14% der Jugendlichen eines Altersjahrgangs 
bleiben trotz des erheblichen Umfangs der Förder- 
maßnahmen immer noch ohne Berufsausbildung. 

Ein größerer Teil dieser jungen Erwachsenen bewirbt 
sich erst gar nicht um eine Lehrstelle; ein Teil findet 
trotz intensiver Suche keine Lehrstelle, weil die Be- 
triebe sie nicht für geeignet halten, den gestiegenen 
Anforderungen in den vorhandenen Ausbildungsbe- 
rufen zu entsprechen und weü andere Ausbüdungs- 
möglichkeiten nicht ausreichend existieren oder 
nicht angeboten werden. Ein Teü bricht die Ausbil- 
dung ab oder scheitert in der Abschlußprüfung. Für 
diese Jugendlichen bleibt heute häufig nur die Auf- 
nahme einer Tätigkeit als An- oder Ungelernte mit 
hohem Beschäftigungsrisiko. Die zur Zeit vorliegen- 
den Prognosen über die Entwicklung des zukünfti- 
gen Qualifikationsbedarfs verweisen darauf, daß der 
Anteil der „ungelernten" Tätigkeiten weiter sinken, 
das Beschäftigungsrisiko Ungelernter weiter wach- 
sen wird. Ein großer und zunehmender Teil der Be- 
troffenen läuft deshalb Gefahr, aus der Schule und 
anschließenden Fördermaßnahmen in die Arbeitslo- 
sigkeit entlassen zu werden. 

Eine der Ursachen ist die zu hohe Zahl von Schulab- 
gängern, die die allgemeinbildenden Schulen ohne 
die erforderliche Ausbildungsreife verlassen. 

Ein weiterer Grund liegt in den im letzten Jahrzehnt 
durchgängig gewachsenen Qualifikationsanforde- 
rungen an Fachkräfte. Die Berufsbilder sind dieser 
Entwicklung tendenziell gefolgt. Die noch vorhande- 
nen Tätigkeitsbereiche für qualifizierte Fachkräftetä- 
tigkeiten mit überwiegend praktischen Anforderun- 
gen und dauerhaften Beschäftigungschancen sind 
dagegen für die Lehrlingsausbildung kaum erschlos- 
sen worden. 

Reformen in den allgemeinbildenden Schulen und 
im System der dualen Berufsausbildung, mit denen 
die Berufsausbildungschancen dieser Jugendlichen 
nachhaltig verbessert werden, sind deshalb dringlich. 

Reformen in den allgemeinbildenden Schulen 
zur Verbesserung der Ausbildungsreife 
der Schulabgänger 

Viele Ausbüdungsbetriebe klagen zunehmend dar- 
über, daß einem nicht unerheblichen Teil der Schul- 
absolventen die grundlegenden Kenntnisse und die 
Verhaltensweisen fehlen, die für das erfolgreiche Ab- 
solvieren einer Berufsausbildung erforderlich sind. 
Die Zahl der Schulabgänger, die wegen mangelnder 
Ausbildungsreife keinen Ausbildungsplatz findet, 
steigt. 

Die Bundesregierung hat bereits mit dem Beschluß 
zum Bericht des Bundesministeriums für Büdung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) 
zur „Sicherung des Ausgleichs am Lehrstellenmarkt" 
vom 4. Dezember 1996 die Notwendigkeit von Refor- 
men im allgemeinbildenden Schulwesen unterstri- 
chen. Sie hat die Regierungschefs der Länder gebe- 
ten, sich dieses wichtigen Themas, nachhaltig anzu- 
nehmen. 
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Zur Ausbildungsreife gehören insbesondere grundle- 
gende Kenntnisse und Fertigkeiten zum Umgang mit 
der deutschen Sprache in Wort und Schrift, zur An- 
wendung der elementaren Rechentechniken und der 
Informationstechniken, in den Naturwissenschaften 
sowie im Bereich der politisch-historischen und kul- 
turellen Bildung. Ferner gehören dazu die Hinfüh- 
rung zur Arbeits- und Berufswelt einschließlich einer 
umfassenden Bemfsorientierung. Von besonderer 
Bedeutung ist darüber hinaus die Förderung der Ent- 
wicklung von Verhaltensweisen und Einstellungen, 
die für eine erfolgreiche und befriedigende Teil- 
nahme am beruflichen und gesellschaftlichen Leben 
unverzichtbar sind. 

Die Regierungschefs der Länder haben die Ständige 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bun- 
desrepublik Deutschland (KMK) im Anschluß an das 
Gespräch der Regierungschefs von Bund und Län- 
dern am 18. Dezember 1996 beauftragt, einen Bericht 
zur „Verbesserung der Ausbildungsreife“ zu erstel- 
len. In ihrer mit dem Bund abgestimmten „Gemein- 
samen Erklärung zur Verbesserung der Ausbildungs- 
situation“ vom 20. März 1997 haben sie die Bedeu- 
tung der Ausbildungsreife für die Ausbildungschan- 
cen der Schulabgänger unterstrichen und beschlos- 
sen, die Ergebnisse des KMK-Berichtes in das bil- 
dungspolitische Gespräch der Regierungschefs von 
Bund und Ländern am 3. Juli 1997 einzubeziehen. 

Neue Chancen im dualen System für Jugendliche, 
die bisher ohne Berufsausbildung bleiben 

Zur Verbesserung der Ausbildungschancen der 
Jugendlichen, die bisher keine Berufsausbildung 
beginnen oder in der Berufsausbildung scheitern, 
sind neue arbeitsmarktrelevante und beschäfti- 
gungssichemde Ausbildungsberufe für qualifizierte 
Fachkräftetätigkeiten mit hohem Anteil praktischer 
Qualifikationen erforderlich. 

Die Sozialpartner sind deshalb aufgefordert, die vor- 
hegenden Vorschläge für solche Berufe zügig und 
mit dem Willen zum Konsens zu beraten sowie weite- 
re Vorschläge rasch zu unterbreiten. 

Bei der Entwicklung neuer und Modernisierung be- 
stehender Berufe wird geprüft, ob zukünftig eine 
Ausbildung in aufeinander aufbauenden Stufen (Stu- 
fenausbildung) verstärkt mögüch ist. Stufenausbil- 
dungen vermitteln bereits nach zwei Ausbildungs- 
jahren einen Ausbildungsabschluß, der zu einer Be- 
rufstätigkeit befähigt, die dem erreichten Ausbil- 
dungsstand entspricht, und ermöglichen die Fortset- 
zung der Berufsausbildung in einer weiteren Stufe. 

Damit könnten leistungsschwächeren Jugendlichen 
Ausbildungsangebote gemacht werden, die ihre 
Chancen, einen arbeitsmarktverwertbaren Berufsab- 
schluß zu erreichen, deutlich verbessern und weitere 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten. 

Bescheinigung erworbener Qualifikationen bei 
Ausbildungsabbruch oder nicht bestandener Prüfung 

Auch junge Menschen, die trotz dieser Reformen und 
trotz aller Fördermaßnahmen ihre Berufsausbildung 
nicht abschließen, sollten in Zukunft nicht mehr ohne 


einen arbeitsmarktverwertbaren Nachweis der er- 
reichten Qualifikationen in den Arbeitsmarkt entlas- 
sen werden. Sie haben in ihrer Ausbildung Qualifi- 
kationen erworben, die nach wie vor gebraucht wer- 
den und am Arbeitsmarkt gefragt sind. 

Lehrlingen, die die Abschlußprüfung endgültig nicht 
bestehen, sollte von den für die Berufsausbildung zu- 
ständigen Stellen (Kammern etc.) eine Bescheini- 
gung/ein Zertifikat über die erfolgreich absolvierten 
Prüfungsteile ausgestellt werden („Kleiner Gesellen- 
brief“). 

Das BMBF hat die Spitzenverbände der Kammern 
dazu aufgefordert, hierfür ein einheitliches Muster zu 
entwickeln und den für die Berufsausbildung zustän- 
digen Stellen zur Anwendung zu empfehlen. 

Lehrlingen, die eine Ausbildung vor der Prüfung ab- 
brechen, sollte von den Ausbildungsbetrieben und 
anderen an der Ausbildung beteiligten Bildungsträ- 
gem ein arbeitsmarktverwertbares Zeugnis über die 
erworbenen Qualifikationen ausgestellt werden. 

Einführung flexibel ersetzbarer 
Z usatzqualifikation en 

Viele junge Menschen können und wollen in der 
Ausbildung mehr leisten als in den Ausbildungsord- 
nungen gefordert wird. Viele Betriebe fördern dies, 
indem sie schon während der Ausbildung zusätzliche 
Qualifikationen vermitteln und damit besonders lei- 
stungsfähigen Nachwuchs qualifizieren. 

Für diese Jugendlichen und Betriebe sollen systema- 
tischer als bisher flexibel einsetzbare Zusatzqualifi- 
kationen entwickelt werden, die während der Ausbil- 
dung oder in unmittelbarem Anschluß daran im Be- 
trieb und in der Berufsschule oder in Zusammen- 
arbeit von Betrieben und Bildungsträgem vermittelt 
werden können. 

Das BMBF hat deshalb ein Konzept zur breiten Ein- 
führung von Zusatzqualifikationen entwickelt, mit 
dessen Umsetzung noch im Verlauf des Jahres 1997 
begonnen werden soll. 

Solche Zusatzqualifikationen sollen Erweiterungen 
und Vertiefungen berufsfachlicher und fachübergrei- 
fender praktischer und theoretischer Fähigkeiten 
sein sowie berufsorientierte allgemeine Qualifikatio- 
nen auf unterschiedlichem Anspruchsniveau ermög- 
lichen. Sie bieten erste Schritte zu anspruchsvollen 
Spezialisierungen. Sie erlauben, z. B. berufsorientier- 
ten Fremdsprachenunterricht, Elemente aus ver- 
wandten Bemfen, gewerblich-technische Ausbil- 
dungsinhalte für kaufmännische oder kaufmänni- 
sche Qualifikationen für gewerbhch-technische Lehr- 
linge in die Ausbildung zu integrieren. Möglich wäre 
ferner das Vorziehen von Inhalten der Fortbildung, 
die auch bei der Fortbildung zum Meister, Fachwirt 
u. ä. angerechnet werden können. 

Der Erwerb solcher Zusatzqualifikationen kann 
durch Betriebe, Berufsschulen, Bildungs träger, aber 
auch durch die für die Berufsausbildung zuständigen 
Stellen bescheinigt und muß transparent und damit 
arbeitsmarktverwertbar gemacht werden. 
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Die Betriebe erhalten damit ein neues flexibles In- 
strument zur gezielten Personalentwicklung. Für lei- 
stungsbereite Jugendliche werden neue Optionen 
für „Karriere durch Lehre" eröffnet. Die Berufsausbil- 
dung wird damit für die Betriebe und diese Jugend- 
lichen attraktiver. 


3. Entwicklung neuer Berufe und beschleunigte 
Modernisierung für ein breites Angebot 
zukunftsfähiger Berufe 

Sozialpartner und Bundesregierung haben seit 1995 
mit einem rasch umgesetzten umfassenden Paket 
neuer und modernisierter Berufe den umfassendsten 
Modemisierungsschub in der Berufsausbildung seit 
dem Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes 1969 
eingeleitet und zu großen Teilen bereits umgesetzt. 

Durch die Entwicklung von neuen Berufen werden 
Ausbildungsplätze in wachsenden Beschäftigungs- 
feldem erschlossen. Hierzu zählen die neuen Tech- 
nologien, der sich weiter differenzierende Dienstlei- 
stungssektor, die Medien- und Informationstechnik, 
die weiten Bereiche der Pflege sowie von Freizeit 
und Tourismus. 

Durch die 1995 abgeschlossene Vereinbarung zwi- 
schen Bundesregierung und Sozialpartnern ist das 
Modemisierungsverfahren erheblich beschleunigt 
worden. Für die Entwicklung oder vollständige Über- 
arbeitung von Ausbildungsberufen wurde eine 
Höchstdauer von zwei Jahren, für Aktualisierungen 
eine Höchstdauer von einem Jahr vereinbart. In der 
Praxis sind diese Zeiten insbesondere bei der Aner- 
kennung neuer Berufe seither - mit im Durchschnitt 
15 bis 20 Monaten - zum Teil erheblich unterschritten 
worden. Ein weiterer Beitrag zur Beschleunigung 
kann z. B. erreicht werden, wenn zukünftig auch die 
zeitliche Gliederung der Ausbildungsrahmenpläne 
vereinfacht wird. 

1996 wurden drei völlig neue Ausbildungsberufe in 
Kraft gesetzt, 14 weitere werden am 1. August 1997 
in Kraft treten. Unter den neuen Berufen sind allein 
sieben, die neue Ausbildungsmöglichkeiten in den 
zukunftsträchtigen Bereichen neuer Medien (3) und 
der Informations- und Kommunikationstechniken (4) 
schaffen. 

1996 wurden ferner 19 Ausbildungsberufe vollstän- 
dig modernisiert, darunter drei Stufenberufe. 1997 
werden 34 modernisierte Ausbildungsberufe in Kraft 
treten. 

An fünf weiteren neuen Berufen, die 1998, und etwa 
50 Modernisierungen, die 1998/99 in Kraft treten sol- 
len, wird derzeit gearbeitet. 

Mit dieser nachhaltigen Modernisierung wird die 
Ausbildung von derzeit rd. 350 000 jungen Menschen 
zukunftsfest gemacht und die Voraussetzung für 
zahlreiche neue betriebliche Lehrstellen in Wachs- 
tumsfelder geschaffen. 

Die Sozialpartner und die Bundesregierung führen 
derzeit Gespräche über rd. 20 weitere Vorschläge für 
neue Berufe. 


Dieser Prozeß muß durch eine Verbesserung der 
Instrumente zur frühzeitigen Einschätzung der Ent- 
wicklung neuen Qualifikationsbedarfs, insbesondere 
in innovativen Bereichen, weiter forciert und verste- 
tigt werden. 

Qualifikationsbedarf - insbesondere für die Erstaus- 
bildung - vorausschauend einzuschätzen ist Aufgabe 
der „Akteure vor Ort" und damit der Sozialpartner. 
Die Wissenschaft ist gefordert, mehr als bisher dazu 
Hinweise zu geben. Das BMBF beabsichtigt, dies 
durch die Förderung von Vorhaben zu unterstützen, 
mit denen die Fülle der vorhegenden einschlägigen 
Daten systematisch für eine kontinuierliche Bewer- 
tung durch die Sozialpartner aufbereitet und ergänzt 
wird. 

Die Bundesregierung hält bei der Modernisierung 
des dualen Systems an der bundesweit einheitlichen 
Regelung von Ausbildungsberufen fest. Nur sie ga- 
rantiert die notwendige Transparenz der Qualifika- 
tionen und schafft die Voraussetzungen für Flexibili- 
tät und Mobilität am Arbeitsmarkt in Deutschland 
und darüber hinaus in Europa. Die inzwischen er- 
reichte Modemisierungsgeschwindigkeit ermöglicht 
zudem genügend Spielraum für eine schnellstmög- 
liche Umsetzung. 


4. Moderne Rahmenbedingungen 
für lebenshegleitendes Lernen 
in flexiblen Weiterbildungsstrukturen 

Aufgrund des hohen Innovationstempos und sich 
wandelnder Qualifikationsanforderungen reicht eine 
„Grundausbildung" in Schule, Beruf und Studium 
schon seit längerer Zeit nicht mehr für das gesamte 
Berufsleben aus. Das Lernen im Arbeitsprozeß sowie 
das selbstorganisierte Lernen - auch außerhalb des 
Arbeitslebens - gewinnen an Bedeutung. Interaktive 
multimediale Lemsysteme eröffnen dabei neue Mög- 
lichkeiten zur Weiterbildung. Berufliche Fort- und 
Weiterbildung hegt in erster Linie in der Verantwor- 
tung der Betriebe und des einzelnen. Eigeninitiative 
und Lembereitschaft sind gefragt. Bei der Gestaltung 
der beruflichen Weiterbildung sollte auch die Verein- 
barkeit mit familiären Pflichten der Teilnehmer be- 
rücksichtigt werden. 

Qualifikation und Kompetenz als Standortfaktor 

Die Strukturveränderungen in der beruflichen/be- 
trieblichen Weiterbildung zielen auf eine neue be- 
triebliche Lern- und Untemehmenskultur. Intelli- 
gente Arbeitsplätze sind durch die Ausschöpfung 
des vorhandenen hohen Qualifikationspotentials der 
Beschäftigten und eine hohe Lemintensität der Ar- 
beitssysteme, die am ehesten die schnelle Anpassung 
an neue Entwicklungen ermöglicht, gekennzeichnet. 

Allein in Schulen oder Lehrgängen kann lebensbe- 
gleitendes Lernen der Natur der Sache nach nicht or- 
ganisiert werden. 

Deshalb gilt es in den Betrieben, vor allem 

- dequalifizierende Arbeitstätigkeiten und Arbeits- 
strukturen abzubauen, 
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- die in den Belegschaften vorhandenen Qualifika- 
tionen und Kompetenzen besser zu nutzen, 

- die Arbeitsorganisation unter Lemge sichtspunk- 
ten zu verbessern. 

Das BMBF unterstützt dies in begrenztem Rahmen 
durch anwendungsorientierte Forschung und mo- 
dellhafte Erprobungen. 

Flexibilisierung der beruflichen Fortbildung 

Die Fortbildungsverordnungen müssen in enger Ab- 
stimmung mit den Sozialpartnern weiter entwickelt 
werden. Qualität, Transparenz und Verwertbarkeit 
von Fortbüdungsabschlüssen auf dem Arbeitsmarkt 
bleiben dabei die vorrangigen Ziele. 

Mit dem Konzept des BMBF zur breiteren Einfüh- 
rung von Zusatzqualifikationen sollen die Übergänge 
von der Aus- in die Weiterbildung kontinuierlicher 
und flexibler werden. 

Das System der zugangsoffenen Fortbildungsprüf un- 
gen nach dem Berufsbildungsgesetz - geprüft wer- 
den Kompetenzen, die weitgehend unabhängig von 
dem Weg sind, auf dem sie erworben wurden -, muß 
mehr als bisher durchgesetzt werden. Dabei soll for- 
malen Zugangsvoraussetzungen zugunsten der 
nachgewiesenen Kompetenz eine geringere Bedeu- 
tung zugemessen werden. 

Die Bewertung erworbener Kompetenz muß weiter- 
entwickelt werden. Sie wird noch zu oft aus ab- 
solvierten Büdungsgängen oder einer bestimmten 
Dauer einer „einschlägigen Berufserfahrung" abge- 
leitet. Hier sind mehr Freiräume zu schaffen. 

So sollten erworbene Zusatzqualifikationen, einzelne 
Fortbildungsmodule sowie im Arbeitsprozeß erwor- 
bene Kompetenzen beim Zugang zu Fortbildungs- 
prüfungen stärker berücksichtigt werden. 

Soweit einschlägige Zusatzqualifikationen oder ein- 
schlägige Fort- und Weiterbüdungsmodule öffent- 
hch-rechtlich zertifiziert sind, sollten die Möglichkei- 
ten zur Anrechnung auf Fortbüdungsprüfungen er- 
weitert werden. 

Kammerregelungen mit überregionaler Bedeutung 
und einer großen Zahl von Prüfungsteilnehmem sol- 
len in aktualisierte Rechtsverordnungen des Bundes 
umgewandelt werden. Die Bundesregierung begrüßt 
daher die Vereinbarung der Sozialpartner zur beruf- 
lichen Fortbüdung als Arbeitsgrundlage für die künf- 
tige Ordnungstätigkeit. Dies ist ein wichtiger Beitrag 
zur Transparenz und Verwertbarkeit von Fortbil- 
dungsqualifikationen am deutschen und europäi- 
schen Arbeitsmarkt. Darüber hinaus wird durch den 
Wegfall einer Vielzahl von unterschiedlichen Kam- 
merregelungen ein Beitrag zur Deregulierung gelei- 
stet. 

Ausbau dualer Aus- und Weiterbildung 
in Zusammenarbeit von Betrieben 
und Fachhochschulen 

Die dualen Aus- und Weiterbildungsangebote im 
tertiären Bereich sind als effektive Verbindung von 
Praxisqualifikation, Berufserfahrung und Studium 


ein zukunftsträchtiges Modell für die berufliche 
Weiterbildung leistungsbereiter und qualifizierter 
Berufstätiger. Zugleich sind sie eine attraktive und 
notwendige Alternative zu dem zeit- und kostenauf- 
wendigen Modell „erst Lehre, dann Studium". 

Deshalb sollten insbesondere die ausbildungs- und 
berufsintegrierten dualen Modelle zur Kombination 
von Fachhochschulstudium und betrieblicher Aus- 
und Weiterbildung erheblich ausgebaut werden. 

Der Wissenschaftsrat hat nach einer Evaluation vor- 
handener Modelle im Juli 1996 Empfehlungen zum 
Ausbau dieser Studiengänge und zur Verbesserung 
der regionalen Kooperation von Betrieben und Fach- 
hochschulen verabschiedet, die umgesetzt werden 
müssen. 

Dabei sind Wirtschaft, Fachhochschulen und Länder 
gefordert. 

Unternehmen, Untemehmensverbünde und Fach- 
hochschulen sollten vermehrt entsprechende regio- 
nale Vereinbarungen treffen. 

Die Länder sollten durch länderübergreifend einheit- 
liche und transparente Regelungen den Zugang zu 
diesen dualen Weiterbildungsstudiengängen auch 
für qualifizierter Fachkräfte ohne Hochschulzu- 
gangsberechtigung breit öffnen. 

5. Mehr Mobilität in Europa durch transparente 
Qualifikationen 

Es gibt in der Europäischen Union eine Reihe von un- 
terschiedlichen Systemen und Prinzipien der Berufs- 
bildung. Die Palette reicht vom staatlich anerkannten 
Ausbildungsberuf in Deutschland über schulische 
Ausbildungssysteme bis zum Modulsystem in Groß- 
britannien, in dem auch durch Berufserfahrung er- 
worbene Teüqualifikationen aufwendig zertifiziert 
werden. Die Überlegung einer gemeinschaftlichen 
Anerkennung von Zertifikaten geht davon aus, daß 
mit europaweit anerkannten Qualifikationen tarif- 
liche Ansprüche in den Arbeitsmärkten aller Mit- 
gliedsländer verbunden sein sollen. Ein in dieser 
Form nach Ausbildungsabschlüssen regulierter Ar- 
beitsmarkt ist in Deutschland weder Realität noch 
wünschbar. Mehr Mobilität erfordert Deregulierung, 
nicht weitere Regulierung der Arbeitsmärkte in 
Europa. 

Die europaweit einheitliche Anerkennung von Zerti- 
fikaten würde zudem statische - wenn nicht einheit- 
liche - Systeme erfordern und deshalb bei den sich 
rasch verändernden Beschäftigungssystemen und 
Qualifikationsanforderungen in Europa folgenlos 
bleiben. 

Es kann deshalb nicht um - folgenlose und aufwendi- 
ge - unionsweite bürokratische Anerkennungs- und 
Zertifizierungsverfahren gehen. Es geht um mehr 
Transparenz der Qualifikationen für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer in Europa, die innovativen Wandel 
und Mobilität durch den Wettbewerb der Systeme 
um die besten Lösungen fördert. 

Moderne und transparente Zeugnisse öffnen Arbeits- 
märkte und sichern Beschäftigung. Ein wettbewerbs- 
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fähiges Europa braucht leistungsfähige und d. h. 
gleichzeitig flexible und transparente nationale Be- 
scheinigungen mit „europäischer Dimension". 

Bund, Länder und Sozialpartner in der Bundesrepu- 
blik Deutschland befürworten die Erarbeitung von 
transparenten, beschreibenden mehrsprachigen Be- 
werbungsbögen und Befähigungsnachweisen (Port- 
folio-Ansatz). Für alle ab 1996 neuen oder moderni- 
sierten Ausbildungsordnungen in Deutschland wird 
deshalb ein „Ausbildungsprofil" erarbeitet, in dem 
die Ausbildungsdauer, das berufstypische Arbeits- 
gebiet und die mit der Ausbildung erworbenen be- 
ruflichen Fähigkeiten europaweit verständlich in 
deutsch, englisch und französisch beschrieben wer- 
den. 

Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit den 
deutschen Sozialpartnern und den Ländern auf euro- 
päischer Ebene nachhaltig für die Durchsetzung die- 
ses offenen und flexiblen Ansatzes zur Förderung der 
grenzüberschreitenden Mobilität von Arbeitnehmern 
und gegen bürokratische Regulierung in Europa ein. 

6. Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildung 

Die Bundesregierung leistet mit der Begabtenför- 
derung „Berufliche Büdung" und der Förderung der 
Aufstiegsfortbildung (Meister-BAföG) einen erheb- 
lichen - auch finanziellen - Beitrag zur Gleichwertig- 
keit beruflicher und allgemeiner Büdung. 

Das genereü gestiegene Anforderungsniveau einer 
dualen Ausbüdung sowie die Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen rechtfertigen die Gleichstel- 
lung von berufsbüdenden Abschlüssen mit denen 
des allgemeinbüdenden Schulwesens. 

Die Bundesregierung und die Sozialpartner fordern 
deshalb von den Ländern, junge Fachkräfte mit 
Hauptschulabschluß und abgeschlossener dualer Be- 
rufsausbüdung beim Zugang zu weiteren Büdungs : 
wegen mit den Schulabsolventen mit mittleren aüge- 
meinbüdenden Schulabschlüssen ohne weitere Be- 
dingungen gleichzusteüen. 

Sie fordern ferner von den Ländern für qualifizierte 
Berufstätige wie Meister, Techniker einen einheit- 
lichen Hochschulzugang ohne sachlich nicht ge- 
rechtfertigte Hürden, der sie beim Zugang zu den 
Hochschulen mit Absolventen, die auf schulischem 
Wege eine Hochschulzugangsberechtigung erwor- 
ben haben, gleichsteUt. Dies kann durch eine ent- 
sprechende Ländervereinbarung oder im Rahmen 
der angestrebten NoveUe des Hochschulrahmenge- 
setzes erfolgen. 

Die Länder haben diesen Forderungen mit dem 
„Maßnahmenkatalog zur Stärkung der beruflichen 
Büdung", der von einer hochrangigen Arbeitsgruppe 
von Bund, Ländern und Sozialpartnern Anfang 1994 
erarbeitet wurde, und mit dem Beschluß der Mini- 
sterpräsidenten vom 15. März 1995 zu dessen Umset- 
zung im Grundsatz zugestimmt. 

Ein entscheidender Beitrag zur Hersteüung der 
Gleichwertigkeif beruflicher und aügemeiner Bü- 
dung besteht in der Verbesserung der Aufstiegs- und 


Karrierechancen für beruflich Qualifizierte in Wirt- 
schaft und Verwaltung. 

Soweit es den öffentlichen Dienst betrifft, prüft die 
Bundesregierung, ob Regelungen getroffen werden 
können, beim Zugang zu den Laufbahnausbüdungen 
die Absolventen einer dualen Berufsausbüdung den 
Schulabgängern mit mittlerer Reife oder vergleichba- 
ren Schulabschlüssen sowie die Absolventen einer 
anerkannten beruflichen Fortbüdung (Meister, Tech- 
niker o. ä.) den Schulabgängern mit Fachhochschul- 
reife gleichzusteüen. 

7. Weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die betriebliche Berufsausbildung 
durch Deregulierung und Kostensenkung 

Kern und Erfolgsrezept der dualen Berufsausbüdung 
ist die praktische Ausbüdung im Betrieb. Es müssen 
daher aüe Möglichkeiten ausgeschöpft werden, Vor- 
schriften und Regelungen, die sich auf die betriebli- 
che Ausbüdung auswirken, betriebsnäher und be- 
triebsfreundlicher zu gestalten. 

Die Bundesregierung hat deshalb 1996 aüe Ausbü- 
der-Eignungsverordnungen (AEVO) flexibilisiert. 
Damit können die Kammern berufserfahrenen und 
qualifizierten Fachkräften jetzt auch ohne Abnahme 
einer aufwendigen formeüen Prüfung die Ausbüder- 
eignung zuerkennen, wenn die ordnungsgemäße 
Ausbüdung gesichert ist. 

Als deutliche Beeinträchtigung betrieblicher Ausbü- 
dungsbereitschaft wirken sich darüber hinaus die 
durch Arbeitszeitverkürzung und längere Berufs- 
schulzeiten deutlich kürzer gewordenen Anwesen- 
heitszeiten der Lehrlinge im Betrieb aus. 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes, das am 1. März 1997 in Kraft 
gesetzt wurde, ist deshalb die Voraussetzung dafür 
geschaffen worden, daß erwachsene Lehrlinge - das 
sind 70% - zukünftig an jedem Berufsschultag in den 
Ausbüdungsbetrieb zurückkehren können. 

Ferner strebt die Bundesregierung an, die einjährige 
Anrechnungspflicht des schulischen Berufsgrundbü- 
dungsjahres auf die betriebliche Ausbüdungszeit in 
wesentlichen Ausbüdungsbereichen zu flexibilisie- 
ren. Es ist beabsichtigt, Anrechnungsverordnungen 
aufzuheben. Da die nach dem Beruf sbüdungsgesetz 
mögliche individueüe Anrechnung davon unberührt 
bleibt', wird so eine flexiblere Handhabung der An- 
rechnung entsprechend den regionalen und sektora- 
len Gegebenheiten ermöglicht. 

Das BMBF hat darüber hinaus die Länder aufgefor- 
dert, die Berufsschulzeiten betriebsfreundlicher zu 
organisieren. Die meisten Länder haben bereits erste 
Maßnahmen getroffen. 

Ziel der derzeit entwickelten ModeUe ist vor allem 
eine zeitliche Konzentration durch Vermeidung von 
„halben" Beruf sschultagen. Durch zusätzliche Unter- 
richtsstunden an Berufs Schultagen kann z. B. erreicht 
werden, daß die Lehrlinge häufiger an voüen vier 
von fünf Wochenarbeitstagen im Betrieb sind. Durch 
eine in Abstimmung mit den Betrieben vorzuneh- 
mende Zusammenfassung der Unterrichtstage (Block- 
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unterricht) sind gleichfalls erhebliche Zeitgewinne 
möglich. Bei entsprechender Organisation wäre ohne 
Beeinträchtigung des Unterrichtsumfanges im Durch- 
schnitt eine Verlängerung der betrieblichen Ausbil- 
dungszeit um 20 bis 30 Tage pro Ausbildungsjahr 
möglich. 

Die Regierungschefs der Länder haben am 20. März 
1997 beschlossen, die Frage der Berufsschulorganisa- 
tion in das bildungspolitische Gespräch der Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern am 3. Juli 1997 
einzubeziehen und auf höchster Ebene zur Anrech- 
nung der schulischen Berufsgrundbildung kurzfristig 
das Gespräch mit der Bundesregierung zu suchen. 

Die Bundesregierung erwartet von den Ländern, die 
in ihrem Verantwortungsbereich möglichen Beiträge 
zur Erhöhung der betrieblichen Ausbildungsbereit- 
schaft zu leisten. 

Die Bundesregierung hat mit den bereits umgesetz- 
ten und geplanten Änderungen von Vorschriften so- 
wie mit ihrem nachhaltigen Eintreten für eine be- 
triebsfreundlichere Gestaltung der Berufsschulzeiten 
den ihr möglichen Beitrag zur Verbesserung der Rah- 
menbedingungen geleistet. 

Sie appelliert an die Betriebe und Unternehmen, die 
verbesserten Rahmenbedingungen für die betriebli- 
che Berufsausbildung zu nutzen, um mehr Lehrstel- 
len anzubieten. Dabei gilt es auch, jungen Frauen 
und Mädchen gleiche Zugangschancen in die duale 
Berufsausbildung zu eröffnen. 

Kostenentlastung von Ausbildungsbetrieben 

Alle Untersuchungen zeigen, daß sich die betrieb- 
liche Berufsausbildung mittelfristig für die Betriebe 
rechnet. Mehr Lehrstellen könnten gleichwohl er- 
reicht werden, wenn das Kosten-Nutzen- Verhältnis 
der Lehrlingsausbildung durch Kostenentlastungen 
für die Betriebe weiter verbessert wird. 

In einigen Tarifbereichen haben die Tarifpartner mit 
tariflichen Vereinbarungen zur Erhöhung der Lehr- 
lingszahlen zum Teil bei gleichzeitigem Einfrieren 
von Ausbildungsvergütungen, die den größten Ko- 
stenblock für die betriebliche Ausbildung darstellen, 
einen wirksamen Beitrag für mehr Lehrstellen gelei- 
stet. Die Tarifpartner sollten ihre Möglichkeiten, 
durch Kostenentlastung von Ausbildungsbetrieben 
mehr Lehrstellen zu schaffen, 1997 und in den kom- 
menden Jahren in allen Tarifverhandlungen aus- 
schöpfen. 

Zur Kostenentlastung tragen ferner Kammerregelun- 
gen bei, die Ausbildungsbetriebe von berufsbil- 
dungsbezogenen Kammergebühren entlasten. Viele 
Kammern decken diese berufsbildungsbezogenen 
Verwaltungskosten bereits ganz oder teilweise über 
die allgemeine Kammerumlage, zu der alle Kammer- 
betriebe beitragen. 

Kostensenkungen wären ferner durch eine strikte 
Begrenzung der überbetrieblichen Unterweisung auf 
das unbedingt Notwendige sowie eine Erhöhung des 
Finanzierungsanteils aus dem allgemeinen Kammer- 
haushalt möglich. Zugleich könnte damit eine weite- 


re Erhöhung der betrieblichen Anwesenheitszeiten 
der Lehrlinge erreicht werden. 

8. Kurzfristige Mobilisierung aller Potentiale 
für die Berufsausbildung 1997 

Gemeinschaftsinitiative 
„ A usbilden - Wir machen mit ! " 

Wirtschaft, Bundesregierung und Bundesanstalt für 
Arbeit haben am 19. März 1997 eine Gemeinschafts- 
initiative „Ausbilden - Wir machen mit! " gestartet. 

Diese Initiative will 

- Betriebe und Verwaltungen auffordem, verstärkt 
Lehrstellen anzubieten, 

- Ausbildungsbetrieben ermöglichen, mit ihrer Aus- 
bildungsleistung zu werben, 

- Berufsausbildung als Zukunftsvorsorge für den 
Standort Deutschland stärker im öffentlichen Be- 
wußtsein verankern; sie will so zur dauerhaften Si- 
cherung unseres bewährten Systems der dualen 
Berufsausbildung beitragen. 

Betriebe und Verwaltungen, Tarifpartner, Länder 
und Kommunen, Verbände und Initiativen, die sich 
für mehr Lehrstellen engagieren, sind eingeladen, 
diese Gemeinschaftsinitiative mitzutragen. Sie kön- 
nen dazu das Symbol der Gemeinschaftsinitiative 
„Ausbilden - Wir machen mit! " verwenden. 

Wirtschaft, Bundesregierung und BA konzentrieren 
und konzertieren ihre Öffentlichkeitsarbeit und ihre 
nachfolgenden Aktivitäten zur kurzfristigen Erhö- 
hung des Lehrstellenangebotes unter diesem Sym- 
bol. 

Einsatz von Lehrstellenentwicklern, Ausbildungs- 
platzwerbern und Ausbildungsberatern 
bei den Kammern 

Insbesondere im Bereich der quantitativ großen Zahl 
von kleineren Betrieben können durch gezielte An- 
sprache, Beratung und konkrete organisatorische 
Hilfen Betriebe neu oder wieder für Ausbildung ge- 
wonnen werden. Das zeigen die Erfahrungen der mit 
großem Erfolg durchgeführten Programme zum Ein- 
satz von „ Lehrstellenentwicklern " (BMBF) bei den 
Kammern in den neuen Ländern sowie von Ausbil- 
dungsplatzwerbem und -berat em (BMWi). Diese 
Programme werden fortgesetzt. 

Inzwischen setzen auch viele Kammern in den alten 
Ländern zusätzliches Personal für diese Aufgaben ein. 
Dieser Personaleinsatz sollte vor allem in Regionen, 
in denen Lehrstellendefizite drohen, weiter verstärkt 
werden. 

Zur Unterstützung können die Kammern Mittel aus 
den BMWi-Programmen für Ausbildungsplatzwerber 
und -berater und - soweit erforderlich - weiterhin 
Mittel der BA für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 
Anspruch nehmen. 

Ferner wird das Bundesministerium für Wirtschaft 
(BMWi) auch das mit Mitteln des European Recovery 
Program (ERP) finanzierte Ausbildungsplätzepro- 
gramm fortführen, mit dem kleine und mittlere Un- 
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temehmen der gewerblichen Wirtschaft und Ange- 
hörige Freier Berufe zinsgünstige und langlaufende 
Darlehen für ausbildungsbedingte Investitionen er- 
halten können. 

Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung 
ausländischer Selbständiger 

Seit Mitte der 80er Jahre ist die Zahl ausländischer 
Selbständiger in Deutschland beständig gewachsen. 
Für 1992 wurden rd. 213 000 ausländische Selb- 
ständige ausgewiesen (Statistisches Jahrbuch 1995) 
und weitere 176 000 in freien Berufen Tätige (Bericht 
der Ausländerbeauftragten 1995) verzeichnet. Bei 
den Selbständigen handelt es sich überwiegend um 
kleinere Betriebe, die bisher kaum ausbilden. Die 
Gründe liegen nach vorliegenden Erkenntnissen 
sehr häufig nicht in mangelnder Ausbildungsbereit- 
schaft, sondern in fehlender Erfahrung mit dem dua- 
len System und den Schritten zur Erlangung der be- 
trieblichen und persönlichen Ausbildungseignung. 

Das BMBF hat daher eine Untersuchung zur Ausbil- 
dungsbereitschaft und -fähigkeit von ausländischen 
Klein- und Mitteluntemehmen in Auftrag gegeben. 
Auf der Grundlage der Ergebnisse, die im Sommer 
1997 vorliegen werden, soll ggf. das in diesen Betrie- 
ben vorhandene große Ausbildungsplatzpotential für 
die Ausbildung von ausländischen und deutschen 
Jugendlichen mit gezielter Ansprache und spezifi- 
schen Hilfen mobilisiert werden. 

Regionale Bündnisse für Ausbildung 

In den Regionen ist eine enge Zusammenarbeit der 
in Wirtschaft und Gewerkschaften, Politik und Ver- 
waltungen Verantwortlichen unverzichtbar. In einer 
Reihe von Ländern und Regionen wurden bereits 
„Bündnisse für Ausbildung" beschlossen. Sie um- 
schließen Maßnahmen wie betriebsfreundlichere 
Organisation des Berufsschulunterrichts bis hin zu 
konkreten, gemeinsam verantworteten Aktivitäten 
zur Versorgung unvermittelter Lehrstellenbewerber. 

Solche gemeinsamen Aktionen sollten insbesondere 
in allen Regionen, in denen Lehrstellendefizite dro- 
hen, begründet werden. 

Ausbilden im Verbund 

Durch gemeinsame Lehrlingsausbildung mehrerer 
Betriebe, durch Kooperation von Groß- und Mittelbe- 
trieben mit Kleinbetrieben sowie durch Ausbildung 
in Dienstleistungs- und gewerblich-technischen Be- 
rufen im Verbund von Verwaltungen und kleinen Be- 
trieben kann ein erhebliches Potential zusätzlicher 
Lehrstellen mobilisiert werden. 

Gemeinsam werden Arbeitgeberverbände, Kam- 
mern, BA und Bundesregierung für Ausbildungsver- 
bünde werben sowie Beratung und konkrete Hilfen 
zur Organisation dieser Verbünde leisten. 

Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie sowie der Bundesminister 


für Wirtschaft werden die Inhaber oder Geschäftslei- 
ter von 100 000 kleinen und mittleren Unternehmen, 
die Vorstände oder Geschäftsleiter aller großen Un- 
ternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten sowie die 
Mitglieder der rd. 4 000 Kreis-, Stadt- und Gemeinde- 
räte persönlich anschreiben und jeden auf fordern, an 
seinem Platz und mit seinen Möglichkeiten einen 
Beitrag für mehr Lehrstellen zu leisten und dabei ins- 
besondere auch auf die Möglichkeit der Verbundaus- 
bildung hinweisen. 

Aktivitäten der Bundesanstalt für Arbeit 

Die BA führt neben der intensiven und umfangrei- 
chen Vermittlungstätigkeit der Berufsberatung in 
den Arbeitsämtern eine Reihe zusätzlicher Aktionen 
zur Gewinnung von Lehrstellen durch (u, a. „Mai- 
käfer-Aktion " , „ Tag des Ausbildungsplatzes " ) . 

Daneben werden derzeit neue innovative Vermitt- 
lungsmöglichkeiten wie regionale Hotlines, compu- 
tergestützte offene/halboffene Vermittlung, Lehrstel- 
lenangebote im Internet etc. auf dem Lehrstellen- 
markt erprobt. 

Zusammenarbeit von Kammern und Arbeitsämtern 

Lehrstellenentwickler, Berufsberater, Ausbildungs- 
platzwerber und Ausbildungsberater arbeiten in vie- 
len Regionen bei der Einwerbung von Lehrstellen 
eng zusammen. Diese Zusammenarbeit muß weiter 
intensiviert werden. 

Auf Initiative des Deutschen Industrie- und Handels- 
tages (DIHT) prüfen BA und Kammerverbände der- 
zeit die Möglichkeiten eines Datenabgleichs zwi- 
schen Kammern und Arbeitsämtern, um vermittelte 
Lehrstellenbewerber und noch verfügbare Lehrstel- 
len zeitnäher und vollständiger in der Statistik der 
Arbeitsämter zu erfassen. 

Hintergrund sind Erfahrungen einer größeren Zahl 
von Betrieben, bei denen Lehrstellen unbesetzt blie- 
ben, weil Bewerber trotz abgeschlossener Ausbil- 
dungsverträge zum Ausbüdungsbeginn nicht er- 
schienen sind. Nach Mitteilungen des DIHT betraf 
dies 1996 allein im Bereich der Industrie- und Han- 
delskammern mehr als 5 000 Ausbildungsplätze. 

Offenbar nimmt die Zahl der Jugendlichen zu, die 
den Abschluß eines Ausbildungsvertrages, zum Teil 
auch mehrerer Ausbildimgs Verträge, den Arbeits- 
ämtern nicht rückmelden. Damit werden zahlreiche 
Lehrstellen dem Ausbildungs stellenmarkt entzogen 
und Vermittlungskapazitäten der Arbeitsämter unnö- 
tig gebunden. 

Durch einen regelmäßigen Datenabgleich mit den 
Kammerdaten über abgeschlossene Ausbildungsver- 
träge könnten die Arbeitsämter ihre Daten über un- 
vermittelte Jugendliche und unbesetzte Lehrstellen 
zeitnah bereinigen und damit zumindestens teilweise 
Abhilfe schaffen. Nach dem Sozialgesetzbuch ist der 
BA der Rückgriff auf Daten Dritter für diesen Zweck 
erlaubt. 
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Beschluß des Bundeskabinetts zum Bericht des Bundesministeriums 

für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

„Reformprojekt Berufliche Bildung - Flexible Strukturen und moderne Berufe“ 


I. Das Bundeskabinett nimmt den Bericht „Reform- 
projekt Berufliche Bildung" des Bundesministeri- 
ums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie zustimmend zur Kenntnis. 

11. Handlungsrahmen zur Umsetzung des „Reform- 
projektes Berufliche Bildung - Flexible Struktu- 
ren und moderne Berufe" 

Für die Gestaltung und Entwicklung der Berufsbil- 
dung tragen Bund, Sozialpartner und Länder ge- 
meinsam Verantwortung. 

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) und die beteilig- 
ten Fachministerien werden beauftragt, alle in ihrer 
Zuständigkeit liegenden Maßnahmen zur Realisie- 
rung des „Reformprojektes Berufliche Bildung" un- 
verzüglich umzusetzen. 

Die Bundesregierung wird Gespräche aufnehmen 
mit dem Ziel, daß Arbeitgeber, Gewerkschaften und 
Länder in ihren Verantwortungsbereichen ebenfalls 
kurzfristig die dazu notwendigen Entscheidungen 
treffen und umsetzen. 

Die Bundesregierung wird folgende Reformziele vor- 
rangig verfolgen: 


1. Entwicklung dynamischer und 

gestaltungsoffener Ausbildungsberufe 

Ausbildungsordnungen des Bundes werden zukünf- 
tig, wo immer sachlich geboten, dies gilt z. B. in Berei- 
chen mit schneller technischer Entwicklung, neben 
einem einheitlichen Kern von Fachinhalten und 
Schlüsselqualifikationen ein differenziertes Angebot 
von Auswahlmöglichkeiten enthalten. Ausbildungs- 
betrieben soll damit mehr zeitlicher Freiraum als bis- 
her eingeräumt werden, um je nach branchenspezifi- 
schen und betrieblichen Erfordernissen ihr Qualifika- 
tionsprofil festlegen zu können. Grundlage dafür bil- 
det auch weiterhin das Berufskonzept. Bei der Neu- 
gestaltung ist auf die allgemeine Verwertbarkeit am 
Arbeitsmarkt zu achten. 

Die für Prüfungen festgelegten Inhalte und Struktu- 
ren werden praxisnäher gestaltet. 

Für die Ausbildungsdauer wird der im Berufsbil- 
dungsgesetz festgelegte Rahmen flexibel mit dem 
Ziel genutzt, die Ausbildungszeiten zu differenzie- 
ren. Bei Entwicklung neuer und Modernisierung be- 
stehender Ausbildungsberufe wird geprüft, ob zu- 
künftig eine Ausbildung in Stufen verstärkt möglich 
ist, die nach zwei Jahren zu einem ersten arbeits- 
marktverwertbaren Abschluß führt. 


Bei der Abstimmung der Ausbildungsordnungen des 
Bundes mit den Rahmenlehrplänen der Länder wird 
die Bundesregierung auf eine stärker an der Be- 
triebspraxis orientierte Arbeitsteilung zwischen Aus- 
bildungsbetrieben und Berufsschulen hinwirken. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung (BMA) wird beauftragt, soweit sozialrechtliche 
Vorschriften oder die Rechtsprechung Berufstätige 
mit unterschiedlich langer Berufsausbildung nur we- 
gen der Dauer der Berufsausbildung begünstigen 
oder benachteiligen/ die erforderlichen Schritte für 
Gesetzesänderungen vorzulegen. 

Das BMBF wird beauftragt, Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften unverzüglich über diese Neuorientie- 
rung zu unterrichten und gemeinsam mit den jeweils 
zuständigen Fachministerien Gespräche dahin ge- 
hend zu führen, daß die Sozialpartner ihre Vorschlä- 
ge für Modemisierungsvorhaben und neue Berufe 
sowie ihre Mitwirkung bei der Erarbeitung der Aus- 
bildungsordnungen daran orientieren. 

Das BMBF wird beauftragt, in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) die jeweils 
zuständigen Fachministerkonferenzen der Länder 
unverzüglich über diese Neuorientierung zu unter- 
richten. 

2. Differenzierte Ausbildungsangebote 

mit neuen Chancen für leistungsschwächere 
und leistungsstärkere Jugendliche 

Die Ausbildungschancen der Jugendlichen, die bis- 
her trotz aller Förderung ohne Berufsausbildung blei- 
ben, sollen nachhaltig verbessert werden. 

Deshalb muß vor allem der Anteil der Schulabgänger 
ohne Abschluß deutlich gesenkt und möglichst allen 
Schulabgängern die für die Aufnahme einer Berufs- 
ausbildung erforderliche Ausbildungsreife vermittelt 
werden. 

Die Bundesregierung begrüßt deshalb, daß die Re- 
gierungschefs der Länder am 20. März 1997 be- 
schlossen haben, das Thema Ausbildungsreife in das 
bildungspolitische Gespräch der Regierungschefs 
von Bund und Ländern am 3. Juli 1997 einzubezie- 
hen. Die Bundesregierung erwartet von den Ländern, 
daß sie notwendige Reformen im allgemeinbildenden 
Schulwesen rasch einleitet und umsetzt. 

Ferner strebt die Bundesregierung die Entwicklung 
neuer Ausbildungsberufe für qualifizierte Fachkräf- 
tetätigkeiten mit hohem Anteil praktischer Qualifika- 
tionen an, für die Bedarf im Beschäftigungssystem 
besteht und die von ihren Anforderungen her von 
eher praktisch begabten Jugendlichen bewältigt 
werden können. 
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Die zuständigen Fachministerien werden beauftragt, 
im Einvernehmen mit dem BMBF darauf hinzuwir- 
ken, daß Arbeitgeber und Gewerkschaften die Bera- 
tungen über vorhegende Vorschläge für neue Berufe, 
die geeignet sind, die Ausbildungschancen praktisch 
begabter Jugendlicher zu verbessern, zügig zum Ab- 
schluß bringen und weitere Vorschläge rasch unter- 
breiten und umsetzen. 

Die Bundesregierung erwartet von den Arbeitge- 
bern, in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Anforde- 
rungen des Ausbildungsberufes die Ablehnung von 
Bewerbern rechtfertigen und wo immer möglich, 
auch vermeintlich leistungsschwächeren Jugendli- 
chen eine Ausbildungschance zu geben. 

Sie fordert ferner die Spitzenverbände der Kammer- 
organisationen und sonstigen zuständigen Stehen 
auf, entsprechend dem Vorschlag des BMBF, für Ju- 
gendliche, die die Abschlußprüfung einer Berufsaus- 
bildung endgültig nicht bestehen, rasch einheitliche 
Muster für arbeitsmarktverwertbare Bescheinigun- 
gen über die erfolgreich bestandenen Prüfungsteile 
zu erarbeiten und den für die Berufsausbildung zu- 
ständigen Stehen zur Anwendung zu empfehlen 
( „ Kleiner Gesellenbrief " ) . 

Für junge Menschen, die mehr leisten können und 
wohen als in den Ausbildungsordnungen gefordert 
wird, sollen flexibel einsetzbare Zusatzqualifikatio- 
nen entwickelt werden, die während der Ausbildung 
oder unmittelbar im Anschluß daran vermittelt wer- 
den können. 

Das BMBF wird beauftragt, die breite Einführung 
solcher Zusatzqualifikationen rasch voranzubringen. 

3. Entwicklung neuer Berufe und beschleunigte 
Modernisierung für ein breites Angebot 
zukunftsfähiger Berufe 

Das Bundeskabinett begrüßt, daß durch die zwischen 
Bundesregierung und Sozialpartnern 1995 getroffene 
Vereinbarung, die Zeiten für die Entwicklung neuer 
und die Modernisierung bestehender Berufe auf 
durchschnittlich 15 bis 20 Monate verkürzt wurden. 
Das hat 1996 und 1997, einschließlich der am 1. Au- 
gust 1997 in Kraft tretenden Ausbildungsordnungen, 
mit 17 neuen und 53 vollständig modernisierten Be- 
rufsbildern den bisher größten Modemisierungs- 
schub in der Berufsausbildung bewirkt und schafft 
neue Lehrstehen in Beschäftigungsbereichen, in de- 
nen bisher nicht ausgebildet werden konnte. 

Die zuständigen Fachministerien werden beauftragt, 
im Einvernehmen mit dem BMBF diese Modernisie- 
rung mit hohem Tempo fortzusetzen und sicherzu- 
stellen, daß die derzeit in konkreter Erarbeitung be- 
findlichen weiteren fünf neuen Berufe 1998 und rd. 
50 Modernisierungen 1998/99 in Kraft treten können. 

Die zuständigen Fachministerien werden beauftragt, 
im Einvernehmen mit dem BMBF darauf hinzuwir- 
ken, daß die Sozialpartner weitere Vorschläge für 
neue Berufe, insbesondere in wachsenden und inno- 
vativen Beschäftigungsfeldem, abstimmen und vor- 
legen. Die Bundesregierung wird entsprechende Vor- 
schläge von Arbeitgebern und Gewerkschaften zü- 
gig umsetzen. 


Das BMBF wird beauftragt, die vorausschauende 
Identifizierung von Qualifikationsbedarf durch die 
Sozialpartner durch Maßnahmen zu unterstützen, 
mit denen die Fühe der vorhegenden einschlägigen 
Daten systematisch für eine kontinuierliche Bewer- 
tung auf bereitet wird. 

4. Moderne Rahmenbedingungen 
für lebensbegleitendes Lernen 
in flexiblen Weiterbildungsstrukturen 

In der beruflichen Weiterbildung gewinnen das Ler- 
nen im Arbeitsprozeß und selbstorganisiertes Lernen 
an Bedeutung. Dies weiterzuentwickeln und noch in- 
tensiver zu nutzen, ist eine Aufgabe der Betriebe und 
der Eigeninititative der Arbeitnehmer. Bei der Ge- 
staltung der beruflichen Weiterbildung sohte auch 
die Vereinbarkeit mit familiären Pfhchten der Teil- 
nehmer berücksichtigt werden. 

Aufgabe der Bundesregierung ist es, in enger Ab- 
stimmung mit den Sozialpartnern für die geregelte 
Fortbildung Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
Qualität, Arbeitsmarktverwertbarkeit, Flexibilität 
und Transparenz sichern. 

Die Bundesregierung begrüßt daher die Vereinba- 
rung der Sozialpartner zur beruflichen Fortbildung 
als Arbeitsgrundlage für die zukünftige Ordnungsar- 
beit. 

Das BMBF wird im Einvernehmen mit den Fach- 
ministerien beauftragt, bei den zur Neuordnung 
anstehenden Fortbildungsverordnungen des Bun- 
des diese zu flexibilisieren und im System der 
Fortbildungsprüfungen mehr Transparenz zu schaf- 
fen. 

Erworbene Zusatzqualifikationen, einzelne Fortbil- 
dungsmodule sowie im Arbeitsprozeß erworbene 
Kompetenzen sohen zukünftig beim Zugang zu Fort- 
bildungsprüfungen stärker berücksichtigt werden. 
Dabei sohte formalen Zugangsvoraussetzungen, wie 
z. B. eine bestimmte Dauer „einschlägiger Berufser- 
fahrung", zugunsten nachgewiesener Kompetenz 
eine geringere Bedeutung zugemessen werden. 

Soweit einschlägige Zusatzqualifikationen, einschlä- 
gige Fort- und Weiterbildungsmodule etc. öffentlich- 
rechtlich zertifiziert sind, sohen die Möghchkeiten 
zur Anrechnung auf Fortbildungsprüfungen erwei- 
tert werden. 

Die Vielzahl der Kammerregelungen mit überregio- 
naler Bedeutung oder einer großen Zahl von Teilneh- 
mern soll unter Beachtung dieser Grundsätze in we- 
nige aktualisierte und flexibilisierte Rechtsverord- 
nungen des Bundes umgewandelt werden. Damit 
wird ein Beitrag zur Transparenz sowie zur Deregu- 
lierung geleistet. 

Das BMBF wird ferner beauftragt, gegenüber Wirt- 
schaft, Fachhochschulen und Ländern auf eine deut- 
liche Ausweitung der berufsintegrierten dualen Wei- 
terbildungsgänge von Betrieben, Untemehmensver- 
bünden und Fachhochschulen und auf offene Zugän- 
ge auch für qualifizierte Berufstätige ohne Studien- 
berechtigung hinzuwirken. 
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5. Mehr Mobilität in Europa 

durch, transparente Qualifikationen 

Bund, Länder und Sozialpartner in der Bundesrepu- 
blik Deutschland befürworten die Erarbeitung von 
transparenten, beschreibenden mehrsprachigen Be- 
werbungsbögen und Befähigungsnachweisen (Port- 
folio-Ansatz). Für alle ab 1996 nfcuen oder moderni- 
sierten Ausbildungsordnungen in Deutschland wird 
deshalb ein ff Ausbildungsprofil u erarbeitet, in dem 
die Ausbildungsdauer, das berufstypische Arbeitsge- 
biet und die mit der Ausbildung erworbenen beruf- 
lichen Fähigkeiten europaweit verständlich in 
deutsch, englisch und französisch beschrieben wer- 
den. 

Die Bundesregierung lehnt gemeinsam mit den deut- 
schen Sozialpartnern und den Ländern auf euro- 
päischer Ebene unionsweite bürokratische Anerken- 
nungs- und Zertifizierungsfahren ab und setzt sich 
nachhaltig für die Durchsetzung eines offenen und 
flexiblen Ansatzes zur Förderung der grenzüber- 
schreitenden Mobilität von Arbeitnehmern in Europa 
ein. 


6. Gleichwertigkeit beruflicher 
und allgemeiner Bildung 

Die Bundesregierung leistet mit der Begabtenförde- 
rung „Berufliche Bildung" und der Förderung der 
Aufstiegsfortbildung (Meister-BAföG) einen erhebli- 
chen - auch finanziellen - Beitrag zur Gleichwertig- 
keit beruflicher und allgemeiner Bildung. 

Das BMBF wird beauftragt, gegenüber den Ländern 
verstärkt darauf hinzuwirken, daß 

- junge Fachkräfte mit Hauptschulabschluß und ab- 
geschlossener dualer Berufsausbildung beim Zu- 
gang zu weiteren Bildungswegen ohne weitere Be- 
dingungen mit Schulabsolventen gleichgestellt 
werden, die über einen mittleren Bildungsabschluß 
verfügen? 

- für qualifizierte Berufstätige mit anerkannten Fort- 
bildungsabschlüssen (Meister, Techniker, Fach- 
wirte etc.) ein länderübergreifend einheitlicher 
Hochschulzugang ohne sachlich nicht gerechtfer- 
tigte Hürden geschaffen wird, der sie mit Studien- 
berechtigten gleichstellt, die im allgemeinbilden- 
den Schulwesen eine Hochschulzugangsberechti- 
gung erworben haben. 

Soweit es den öffentlichen Dienst betrifft, prüft die 
Bundesregierung, ob Regelungen getroffen werden 
können, beim Zugang zu den Laufbahnen des öffent- 
lichen Dienstes 

- die Absolventen einer dualen Berufsausbildung 
den Schulabgängern mit mittlerer Reife oder ver- 
gleichbaren Schulabschlüssen 

sowie 

- die Absolventen einer anerkannten beruflichen 
Fortbildung (Meister, Techniker o. ä.) den Schul- 
abgängern mit Fachhochschulreife 

gleichzustellen. 


7. Weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die betriebliche Berufsausbildung 

Die Bundesregierung wird in dem Gespräch der Re- 
gierungschefs von Bund und Ländern am 3. Juü 1997 
neben dem Thema „Ausbildungsreife" auch die The- 
men „betriebsfreundlichere Organisation der Berufs- 
schulzeiten" und „ Abschaf fung der Pflicht zur An- 
rechnung von schuhscher Berufsgrundbildung auf 
die betriebliche Ausbildungszeit in wesentlichen 
Ausbildungsbereichen" erörtern. 

Sie wird darauf drängen, daß als notwendig erkannte 
Maßnahmen zur Erhöhung der betrieblichen Ausbil- 
dungsfähigkeit und -bereitschaft rasch umgesetzt 
werden. 

Die Bundesregierung hat 1996 bereits rasch ausbil- 
dungshemmende Vorschriften abgebaut. Alle Aus- 
bilder-Eignungsverordnungen wurden flexibilisiert 
und das Jugendarbeitsschutzgesetz so geändert, daß 
erwachsene Jugendliche jetzt an jedem Berufsschul- 
tag zurück in den Betrieb können. 

Damit hat die Bundesregierung die in ihrem Verant- 
wortungsbereich möglichen Maßnahmen zum Abbau 
von Ausbildungshemmnissen umgesetzt. 

Sie appelliert an die Betriebe und Unternehmen, die 
von der Bundesregierung verbesserten Rahmenbe- 
dingungen für die betriebliche Berufsausbildung zu 
nutzen, um mehr Lehrstellen anzubieten. Dabei gilt 
es auch, jungen Frauen und Mädchen gleiche Zu- 
gangschancen in die duale Berufsausbildung zu er- 
öffnen. 


8. Kurzfristige Mobilisierung 
aller Lehrstellenpotentiale 

Die erfolgreichen Programme des BMBF und des 
BMWi zum Einsatz von Lehrstellenentwicklem, Aus- 
bildungsplatzwerbem sowie Ausbildungberatem der 
Kammern zur Einwerbung zusätzlicher betrieblicher 
Lehrstellen werden fortgesetzt. Das BMBF und das 
BMWi werden auf die Kammern in den alten Län- 
dern einwirken, um den Einsatz, insbesondere in Re- 
gionen, in denen Lehrstellendefizite drohen, weiter 
zu verstärken. 

Die Vertreter der Bundesregierung in der B A werden 
sich dafür einsetzen, daß die Mittel der BA für Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen weiterhin für den Ein- 
satz dieses Personals bei den Kammern eingesetzt 
werden können. 

Ferner wird das BMWi auch das mit Mitteln des Eu- 
ropean Recovery Program (ERP) finanzierte Ausbil- 
dungsplätzeprogramm fortführen, mit dem kleine 
und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirt- 
schaft und Angehörige Freier Berufe zinsgünstige 
und langlaufende Darlehen für ausbildungsbedingte 
Investitionen erhalten können. 

Das BMBF wird beauftragt, nach Vorliegen des Gut- 
achtens über die Voraussetzungen zur verstärkten 
Beteiligung ausländischer Selbständiger an der Lehr- 
lingsausbildung ggf. die erforderlichen rechtlichen 
Schritte einzuleiten, um dieses Potential für zusätzli- 
che Lehrstellen so rasch wie möglich zu mobilisieren. 
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Die Bundesregierung begrüßt, daß die Wirtschaft 
und die BA gemeinsam mit der Bundesregierung ihre 
Öffentlichkeitsarbeit und alle Aktivitäten für mehr 
Lehrstellen 1997 unter dem Dach einer Gemein- 
schaftsinitiative „Ausbilden - Wir machen mit!" kon- 
zentrieren und konzertieren. 

Durch gemeinsame Lehrlingsausbildung mehrerer 
Betriebe, durch Kooperation von Groß- und Mittelbe- 
trieben mit Kleinbetrieben sowie durch Ausbildung 
in Dienstleistungs- und gewerblich-technischen Be- 
rufen im Verbund von Verwaltungen und kleinen Be- 
trieben kann ein erhebliches Potential zusätzlicher 
Lehrstellen mobilisiert werden. 

Bundesregierung, Arbeitgeberverbände, Kammern 
und BA werden daher gemeinsam für Ausbildungs- 


verbünde werben sowie im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten Beratung und konkrete Hilfen zur Organisa- 
tion dieser Verbünde leisten. 

Die Bundesregierung appelliert ferner an die Tarif- 
partner, in allen Tarifverhandlungen Vereinbarungen 
zu treffen, die zur Kostenentlastung von Ausbil- 
dungsbetrieben bei gleichzeitiger Erhöhung des 
Lehrstellenangebotes führen. 

Sie appelliert auch an die Kammern, dies durch wei- 
tere Entlastung der Ausbildungsbetriebe von berufs- 
bildungsbezogenen Gebühren noch stärker zu unter- 
stützen. 

Sie fordert auch, durch regionale „Bündnisse für 
Ausbildung" das Lehrstellenangebot zu vergrößern. 
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